
Entschließungen

1. Arbeitskreis der Justiz aufgegriffen worden ist. Er bittet diese, sim
im Interesse der Verkehrssimerheit und des Lebens

"Probleme der Fahrlässigkeit im Straßenverkehrsrecht" und der Gesundheit zahlloser Verkehrsteilnehmer für

smnelle Behandlung im Bundestag einzusetzen. Der
Diskussionsleitung Bundestag wird seinerseits gebeten, die gesetzlime Re-

I Senatspräsident Philipp, Smleswig gelung baldmöglimst zu verabsmieden.

2. Es wird für ratsam gehalten, die polizeilimen Vor-
Referenten beugungsmaßnahmen gegen das Fahren unter Alko-

1. Bundesrimter Dr. Dr. Spiegel, Karlsruhe holeinwirkung ganz wesen tl im zu verstärken.
2.0berstlandesgerimtsrat Dr. Mühlhaus, Münmen 3. Die Wirkung von Arzneimitteln auf die Fahrtauglim-

keit und auf das Unfallgesmehen sollte weder drama-

1. Der von der Remtspremung entwi~elte, im Strafremt tisiert und übertrieben nom bagatellisiert und unter-
gültige Begriff der Fahrlässigkeit reimt aum bei fahr- sm ätzt werden.

lässigen Erfolgsdelikten aus, um die Frage der Vorher- Angesimts der weiten Verbreitung von psymism wir-
sehbarkeit zu beurteilen. kenden, smmerzstillenden und sonstigen Mitteln, die

Ob der Täter den Erfolg seines HandeIns im End- allein oder im Zusammenwirken mit Alkohol (selbst in

ergebnis vorhersehen konnte, hängt von den ta:tsäm- geringen Mengen) die Fahrtauglimkeit zu beeinträmti-

limen Umständen des Einzelfalles ab und ist dan am gen vermögen und dadurm unfallfördernd wirken,

zu beurteilen, welme Erwägungen der Täter im Zeit- ersmeint es geboten, diesen Fragen in der medizinismen
punkt seines Verstoßes anstellen konnte. Forsmung und in der Remtspremung besondere Auf-

2. Ein Kraftfahrer, der eine plötzlim auf ihn zukom- merksamkeit zu smenken.

mende Gefahrensituation, die er nimt früher erken- 4. Die Hersteller derartiger Arzneimittel sollten, aum so-

nen konnte, durm ein Verhalten abzuwehren ver- weit keine gesetzlimen Vorsmriften dies gebieten, war-

sumt, das objektiv falsm ist, handelt, wenn er dadurm nende Hinweise augenfällig auf den Pa~ungen und

einen Unfall verursamt, in der Regel aum dann nimt Beipa~zetteln solmer Arzneimittel anbringen, bei de-

fahrlässig, wenn sim bei namträglimer Betramtung nen aum nur für einen Teil der Benutzer die Gefahr

seine Fahrweise als falsm erweist. besteht, daß durm Benutzung des Medikaments ihre

Fahrtauglimkeit beeinträmtigt wird.

5. Die Ärzte und Zahnärzte sollten durm ihre berufsstän-

2. Ar bei t s k r eis dismen und Famverbände und bei jeder sim sonst bie-

tenden Gelegenheit namdrü~lim auf die möglime Be-

"Alkohol - Medikamente - Fahruntümtigkeit" einträmtigung der Verkehrstauglimkeit ihrer Patien-

\ ten durm Medikamente und bestimmte Behandlungs-

Diskussionsleitung methoden (z. B. Lokalanästhesien, Kurznarkosen usw.)

Senatspräsident Dr. Fürstenhagen, Hamburg hingewiesen und veranlaßt werden, die in Betramt
t kommenden Patienten eindringlim zu warnen und auf-

Referenten zuklären.
1. Professor Dr. med. Bodtnik,Frankfurt 6. Den Massenmedien - Fernsehen :-.- Rundfunk und

2. Oberstaatsanwalt Händel, Waldshut Presse - kommt bei der Aufklärung der Offentlim-

keit über die Gefahren des Alkohols und gewisser i
1. Der Verkehrsgerimtstag begrüßt es lebhaft, daß seine Gruppen von Medikamenten für die Verkehrstauglim-

, wiederholt vorgetragene Forderung, einen Gefahren- keit besonderes Gewimt zu; sie sollten hiervon ausgie-

grenzwert von 0,8 %0 gesetzlim einzuführen, vom , big Gebraum mamen und sim dabei der Unterstützung

Bundesminister für Verkehr und vom Bundesminister fachkundiger Kräfte versimern.
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7. Die Organe der Remtspflege und der Polizei sollten Straßenverkehr angeklagt sind, sollte das Gerimt

über die bestehenden Zusammenhänge und Möglim- jeweils prüfen, ob in der Tat altersspezifismeMerk-

keiten gründlim aufgeklärt werden, male hervortreten, die Maßnahmen der Verwaltungs-

8. Bei der Aufklärung von Verkehrsunfällen und folgen- behörde angezeigt ersmeinen lassen.
losen Verkehrsverstößen sollte, soweit dies den Um- 5. Treten bei Fahrerlaubnisinhabern der genannten AI-

ständen nam in Betramt kommt, aum auf die etwaige tersgruppen - insbesondere nam vorangegangener

Verwendung von Medikamenten, die eine Beeinträmti- Unfalls- und Deliktsfreiheit - Häufungen von Ver-

gung der Verkehrstauglimkeit herbeigeführt haben kehrsdelikten auf, sollte die Verwaltungsbehörde eine
können, geamtet werden. Ergeben sim Anhaltspunkte oder mehrere der namfolgenden Maßnahmen anord-

hierfür, sollten die entspremenden Feststellungen, nöti- nen:
genfalls unter Beiziehung eines Arztes, alsbald getrof- a) überprüfung der Fahrbefähigung

fen werden. Dies gilt in besonderem Maße für Alkohol- b) Namsmulung

fälle, bei denen das Zusammenwirken von Alkohol c) Eignungsbegutamtung
und Medikament eine Rolle gespielt haben kann. 6. Es sollten Bestimmungen gesmaffen werden, die es

9. Die Forsmung über die Zusammenhänge zwismen ermöglimen, Inhaber der Fahrerlaubnis der Klasse 2

Krankheiten, Medikamenten und Fahrtau~limkeit erstmals mit Vollendung des 55. Lebensjahres und da-

sollte nam Kräften gefördert werden. nam in dreijährigen Abständen auf ihre Befähigung

10. Verfahren, in denen die Wirkung von Medikamenten und Eignung zu überprüfen.

auf die Fahrtauglimkeit eine Rolle gespielt hat, soll- 7, Bei Inhabern einer Fahrerlaubnis zur Fahrgastb~förde-
ten ohne Rü~simt darauf, ob sie zu einem gerimtlimen rung (§ 15 e StVZO), die das 55. Lebensjahr vollendet
Urteil oder zur Einstellung geführt haben, einer zen- haben, sollte die Verlängerung der Fahrerlaubnis von
tralen Sammelstelle (Deutsme Gesellsmaft für Ver- einer medizinism-psymologismen Eignungsunter-

kehrsmedizin, Deutsmes Verkehrswissensmaftlimes sumung und einer überprüfung der Fahrbefähigung

Seminar) zur Sammlung und Auswertung zugeleitet abhängig gemamt werden.

werd-en. Diese Regelung sollte aum auf Kraftdrosmkenfahrer

der gleimen Altersstufe ausgedehnt werden,

8. Darüber hinaus sollten die Verwaltungsbehörden im
3. Arbeitskreis Interesse der Verkehrssimerheit alle ihnen vom Gesetz

gegebenen Befugnisse aussmöpfen, um möglime alters-
"Der alternde Kraftfahrer" bedingte Gefährdungen einzusmränken.

Diskussionsleitung 9. Der Gesetzgeber wird zu erwägen haben, ob es gebo-

Bundesrimter Dr. Sanders, Karlsruhe ten ist, Inhaber einer Fahrerlaubnis von einem be-

stimmten Lebensalter an einer periodismen Untersu-
Referenten mung zu unterziehen,

1. Prof. Dr, med. Bürger-Prinz, Hamburg 10, Allen älteren Kraftfahrern wird im Interesse ihrer

2. Dipl,-Ps~mologe ?r. Winkler, Hanno.ver eigenen und derSimerheit aller anderen Verkehrsteil-

3. Ltd. Reglerungsdirektor Dr. Rausmrung, Hamburg nehmer dringend empfohlen, freiwillig ihre Fahreig-

. . nung in regelmäßigen Abständen überprüfen zu lassen,
1. Der 6. Deutsme Verkehrsgenmtstag regt an, bel der

bevorstehenden Bevölkerungszählung im Jahre 1970
und bei weiteren Bevölkerungszählungen wimtige Da- 4, Ar bei t s k r eis

ten der Verkehrsteilnahme in das Programm der Be-

fragung aufzunehmen und damit eine erweiterte Basis "Zivilremtlime Haftungsprobleme bei ,Auffahrunfäl-

für verkehrswissensmaftlime Forsmungen zur Frage len im fließenden Verkehr"

der Abhängigkeit der Fahrleistung vom Lebensalter zu D ' k ' 1 '
t. zs usszons ez ung

gewmnen. R -1. I E J b ' M " _1-. . ewtsanwa t rnst aco 1, unwen
2, Bewerber um eme Fahrerlaubrus, sofern sie männlim

und älter als 60 Jahre oder weiblim und älter als 50 Technischer Referent

Jahre sind, sollten grundsätzlim einen Eignungsnach- 1. Professor Dr. temn. Fiala, Berlin

weis führen. Die Eignungsuntersumung hat insbeson-
T ch ' h R fd kl "

b d 1 .J.. 1 .

fi -1. V e nzsc er e erent
ere zu aren, 0 un we we a tersspeZl SOlen er-

2 D I h b '

l H ff b h H" d d -1.' -1. d h . -1. L ' . r.- ng. a l. 0 er ert, anau

an erungen er PSYWlswen un P YSIswen elstungs-

fähigkeit und der Persönlimkeitsstruktur bestehen. Juristischer Referent

3. Bewerber um Erteilungei~er neuen Fahrerlaubnis nam 3. Landgerimtsdirektor Dr. Baltsmun, Hamburg
Entzug (§ 15 c StVZO), sofern sie der genannten AI-

tersgruppe zugehören, sollten wie Erstbewerber be- Für Auffahrunfälle zwismen Kraftfahrzeugen im flie-

handelt werden. ßenden Verkehr gilt hinsimtlim der Versmuldenshaftung

4. Bei Inhabern einer Fahrerlaubnis, sofern sie weiblim folgendes:

und über 50 Jahre oder männlim und über 60 Jahre 1, Fährt im fließenden Verkehr der Hintermann auf den
alt sind und wegen einer mit Strafe bedrohten Tat im Vordermann auf, so sprimt der erste Ansmein dafür,
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daß der Hintermann entweder den erforderlichen Ab- Der Arbeiterkreis hat nam eingehender Beratung die

stand unterschritten hatte oder unaufmerksam gewesen Frage verneint, ob für Anträge auf gerimtliche Ent-

ist oder zu langsam reagiert hat und dadurm den Un- smeidung die Zuständigkeit der Smiffahrtsgerimte

fall smuldhaft verursacht hat. oder Rheinsmiffahrtsgerichte begründet werden sollte.

2. Der Beweis des ersten Anscheins kann insbesondere Er betont ~ber bei dieser Gelegenheit erneut seine auf
entkräftet sein, wenn der Hintermann nur deswegen verschiedenen Verkehrsgerimtstagen bekundete Mei-

auffährt, weil der Anhalteweg des Vordermannes nung, daß die Zuständigkeit der Smiffahrts- und

, durch eine Kollision erheblim verkürzt war. Der Be- Rheinschiffahrtsgerimte auf Vergehenstatbestände im

i weis hierfür obliegt dem Hintermann. Binnensmiffsverkehr ausgedehnt werden sollte.

3. Bei Ketten~Auffahrunfällen kann in Betramt kom- 2. Unter Berü~simtigung der katastrophalen Folgen

men, daß ein Hintermann ei~em Vordermann aus größerer Tankerunfälle in den letzten Jahren hält es

§ 830 Abs. I.Satz 2 haftet. der Arbeitskreis für bedenklim, daß im Gegensatz zur

4, Für ein Versmulden des Vordermannes ist immer der Binnenschiffahrt spezielle Sicherheits-, insbesondere

Hintermann beweispflimtig. Bauvorschriften für Tanker in der Seeschiffahrt bisher

5. Trifft den Vordermann nur die Gefährdungshaftung, fehlen und hält es für dringend erforderlich, daß in-

den Hintermann Versmuldenshaftung und Gefähr- ternationale Regelungen und nationale Vorsmriften

dungshaftung, so geht der Smaden in d~r Regel voll baldmöglimst erlassen werden.

zu Lasten des Hintermannes, da die von ihm gesetzten 3. Der Arbeitskreis hebt nom einmal die bereits im ver-
Urs amen überwiegendes Gewimt haben. gangenen Jahr betonte Notwendigkeit hervor, unter

Berü~simtigung der besonderen Verkehrsverhältnisse

5 A b . k . auf dem Wasser aus den die Schiffahrt betreffenden
. r eits reIS ",

Straftatbestanden der §§ 315 ff. StGB spezIelle Vor-
"Die neuen Gefährdungstatbestände im Seeschiffahrts- smriften zu entwi~eln. Das gilt besonders für die Ab-

und Binnenschiffahrtsrecht" grenzung des Personen kreises, der in § 315 a Abs. 1

D .

k ' l ' Nr. 2 als "Führer eines solmen Fahrzeugs oder als
IS usslons eltung f ,. d ' S ' ch h o V l O

ch " b o

chM ' 0 '

1 F b _1-

BVM

sonst ur Ie 1 er eit erantwort 1 er ezel net
mistena rat ett a~, .

1st.

Referenten 4. Unter Bezug auf die These 70) der vorjährigen Leit-

I, Ministerialrat Dr. Breuer, BVM sätze - baldige Klärung des Remtsmarakters der See-

1. Ltd. Regierungsdirektor Dr. Meyer-Osterkamp, ämter und des Bundesoberseeamtes - empfiehlt der

Hamburg Arbeitskreis, die Rimtlinien für das Strafverfahren

3, Staatsanwalt Christians, Hamburg dahin zu erg'änzen, daß auch die Untersumungsvor-

4. Ministerialrat Dr.-Ing. Wiedemann, BVM gänge des Seeunfalluntersuchungsverfahrens zum Er-

D A b ' k .

5 h . ch ". mittlungs- und Hauptverfahren beigezogen werden.

er r eits reIS at SI m semem weltgespannten

Themenrahmen, ohne hierbei schon zu Leitsätzen zu ge-

langen, mit _den namstehenden weiteren Fragen befaßt,

deren eingehende Behandlung auf dem nämsten Verkehrs-
6 A b . k .

'-1.

f " ,. ch d 1 hd h oo l . r eits reIS
genUjtstag er ur wuns enswert un 0 nen a t:

a) Es smeint dem Arbeitskreis notwendig, daß über die "Grobfahrlässige Herbeiführung des Versicherungs-

Motorbootführerscheinverordnung von allen interes- falles"
sierten Stellen baldmöglichst Erfahrungsmaterial vor- .

k 0 ,1 . d d . .
f d f D,s usslonsleltung

ge egt wIr, as m ellern zusammen assen en Re erat _1-

behandelt und diskutiert werden sollte. Rellltsanwalt Dr. Sanden, München

b) Der zunehmende technische Fortschritt auf der Brü~e Referenten I

und im Maschinenraum (Automation) auf Wasserfahr- I, Senatspräsident Dr. Wriede, Hamburg
zeugen macht es erforderlim, bei einem Spezialeinsatz 2. Oberlandesgerichtsrat Lohe, Bremen

die Anforderungen an die körperliche Eignung (ins-

besondere allgemeine Sehfähigkeit in Verbindung mit Der Remtsbegriff der groben Fahrlässigkeit, der in un-

der Adaptionsfähigkeit der Augen) und die famliche serer Remtsordnung ein breites Anwendungsfeld findet, ist

Befähigung zum Dienst als Schiffsführer bzw. sonst für alle Remtsgebiete einheitlich und nam objektiven und

für die Simerheit Verantwortlicher eingehend zu prü- subjektiven Merkmalen zu bestimmen. Das subjektive

fen und damit auch die Frage der Anpassung des Ar- Merkmal ist gegenüber der bisherigen Praxis enger zu fas-

beitsplatzes an den Menschen (Ergonomie) zu verbin- sen. Insoweit ist das Bewußtsein der Gefährlichkeit des

den. HandeIns zu fordern.

1. Der Arbeitskreis begrüßt es, daß die im Rahmen des
verkehrspolitischen Programms der Bundesregierung Begründung der Entschließung /]

vorgesehene Frachtenregelung in der Binnenschiffahrt
in ähnlimer Weise wie im Güterkraftverkehrsgesetz Der 6. Arbeitskreis hat in den Mittelpunkt der Erörte-

durm Bußgeldandrohungen geschützt werden soll. rung den Remtsbegriff der groben Fahrlässigkeit gestellt.
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Zahlreime gesetzlime Bestimmungen, die zum Teil auf sten einer Minderung der Versimerungsleistung nam dem

internationalen Abkommen beruhen (z. B. §§ 48 Abs. 1 Grade des Versmuldens verlassen werden sollte. Eine
Luft VG; 31, 91 EVO), verwenden den Begriff der gro- Empfehlung hierzu hat der Arbeitskreis nimt gegeben.
ben Fahrlässigkeit. Dies erfordert es, den Remtsbegriff ein-

heitlim zu bestimmen.

Grobe Fahrlässigkeit löst im deutsmen wie im ausländi- 7. Ar bei t s k r eis
smen Remt grundsätzlich die gleimen Remtsfolgen aus ,

wie der Vorsatz. Wegen dieser Annäherung an den Vor- n Verkehrsjustiz und Offentlimkeit"

satz is~ die grobe ~ahrlässigkeit nid1t nur durm eine ~nge- Diskussionsleitung

.Iwöhnhme Abwelmung von der verkehrserforderhchen Ch f d kt H S .d . k I H b. . . e re a eur orst el ewrn e, am urg
Sorgfalt gekennzelmnet, sondern aum durm subjektive ..

Momente. Dem Handelnden muß das Unvorsimtige und Referenten
Gefährlime seines Tuns vor Augen gestanden haben. Grobe 1. Senats direktor Dr. Stiebeler, Justizbehörde,

Fahrlässigkeit ist daher stets bewußte Fahrlässigkeit. Hamburg
Wer sim auf grobe Fahrlässigkeit beruft, hat diese 2. Polizeipräsident Dr. Frenzel, Hamburg i

Smuldform zu beweisen. Drängen die äußeren Umstände 3. Famredakteur A. von Keller, Generalanzeiger Bonn !

den Smluß auf, daß der Handelnde die Gefahr bewußt 4. Chefreporter Dr. Hermann Harster, Heinrim- J
mißad1tet hat, so kann hieraus gern. § 286 ZPO auf die Bauer- Verlag, Hamburg !

subjektiven Erfordernisse der groben Fahrlässigkeit ge- t.

smlossen werden. Der 7. Arbeitskreis diente aussmließlich der Diskussion I
Der Arbeitskreis hat erörtert, ob das nAlles-oder-Nimts- zwismen Juristen und Journalisten. Deshalb wurden keine 'I

Prinzip" des § 61 VVG bei grober Fahrlässigkeit zugun- ,Entsmließu
", ",',c.


